
rechtmäßig ist, der nationalen Regelung entgegen, die unbe­
schadet des während des befristeten Arbeitsverhältnisses er­
reichten Dienstalters bestimmt, dass ein befristeter Vertrag 
zu beenden und ein neuer unbefristeter Vertrag zu begrün­
den ist, der sich vom vorhergehenden unterscheidet und bei 
dem das zuvor erreichte Dienstalter nicht berücksichtigt 
wird (Art. 1 Abs. 519 des Gesetzes Nr. 296/2006)? 

( 1 ) ABl. L 175, S. 43. 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 17. Juni 2011 — Rosanna 
Valenza/Autorità Garante della Concorrenza e del Mercato 

(Rechtssache C-304/11) 

(2011/C 252/41) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Rosanna Valenza 

Beklagte: Autorità Garante della Concorrenza e del Mercato 

Vorlagefragen 

1. Steht die Bestimmung in Paragraf 4 Abs. 4 des Anhangs der 
Richtlinie 1999/70/EG ( 1 ), wonach „[i]n Bezug auf be­
stimmte Beschäftigungsbedingungen … für befristet beschäf­
tige Arbeitnehmer dieselben Betriebszugehörigkeitszeiten 
wie für Dauerbeschäftigte [gelten], es sei denn, unterschied­
liche Betriebszugehörigkeitszeiten sind aus sachlichen Grün­
den gerechtfertigt“, in Verbindung mit Paragraf 5 in der 
bereits erfolgten Auslegung durch den Gerichtshof der Eu­
ropäischen Union, wonach die italienische Regelung, die im 
öffentlichen Dienst die Umwandlung eines befristeten Ar­
beitsvertrages in einen unbefristeten Vertrag verbietet, recht­
mäßig ist, der nationalen Regelung über die Stabilisierung 
für prekär Beschäftigte (Art. 1 Abs. 519 des Gesetzes Nr. 
296/2006) entgegen, wonach die unmittelbare unbefristete 
Einstellung von Arbeitnehmern, die bereits befristet einge­
stellt waren, in Abweichung von der Regel des öffentlichen 
Auswahlverfahrens, aber unter Ausschluss der Berücksichti­
gung des während der Zeit der befristeten Beschäftigung 
erreichten Dienstalters zulässig war, oder fällt der vom na­
tionalen Gesetzgeber vorgesehene Verlust der Dienstalters 
vielmehr unter die Ausnahme aus „sachlichen Gründen“, 
die in der Notwendigkeit liegen, zu vermeiden, dass die 
Einweisung prekär Beschäftigter in eine Planstelle zum 
Nachteil der bereits auf einer Planstelle befindlichen Arbeit­
nehmer geschieht, was der Fall wäre, wenn den prekär Be­
schäftigten das zuvor erreichte Dienstalter angerechnet 
würde? 

2. Steht die genannte Bestimmung in Paragraf 4 Abs. 4 des 
Anhangs der Richtlinie 1999/70/EG, wonach „[i]n Bezug auf 
bestimmte Beschäftigungsbedingungen … für befristet be­
schäftige Arbeitnehmer dieselben Betriebszugehörigkeitszei­
ten wie für Dauerbeschäftigte [gelten], es sei denn, unter­
schiedliche Betriebszugehörigkeitszeiten sind aus sachlichen 

Gründen gerechtfertigt“, in Verbindung mit Paragraf 5 in der 
bereits erfolgten Auslegung durch den Gerichtshof der Eu­
ropäischen Union, wonach die italienische Regelung, die im 
öffentlichen Dienst die Umwandlung eines befristeten Ar­
beitsvertrages in einen unbefristeten Vertrag verbietet, recht­
mäßig ist, der nationalen Regelung entgegen, die unbescha­
det des während des befristeten Arbeitsverhältnisses erreich­
ten Dienstalters bestimmt, dass ein befristeter Vertrag zu 
beenden und ein neuer unbefristeter Vertrag zu begründen 
ist, der sich vom vorhergehenden unterscheidet und bei dem 
das zuvor erreichte Dienstalter nicht berücksichtigt wird 
(Art. 1 Abs. 519 des Gesetzes Nr. 296/2006)? 

( 1 ) ABl. L 175, S. 43. 

Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio di Stato 
(Italien), eingereicht am 17. Juni 2011 — Laura Marsella, 
Simonetta Schettini, Sabrina Tomassini/Autorità Garante 

della Concorrenza e del Mercato 

(Rechtssache C-305/11) 

(2011/C 252/42) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Laura Marsella, Simonetta Schettini, Sabrina 
Tomassini 

Beklagte: Autorità Garante della Concorrenza e del Mercato 

Vorlagefragen 

1. Steht die Bestimmung in Paragraf 4 Abs. 4 des Anhangs der 
Richtlinie 1999/70/EG ( 1 ), wonach „[i]n Bezug auf be­
stimmte Beschäftigungsbedingungen … für befristet beschäf­
tige Arbeitnehmer dieselben Betriebszugehörigkeitszeiten 
wie für Dauerbeschäftigte [gelten], es sei denn, unterschied­
liche Betriebszugehörigkeitszeiten sind aus sachlichen Grün­
den gerechtfertigt“, in Verbindung mit Paragraf 5 in der 
bereits erfolgten Auslegung durch den Gerichtshof der Eu­
ropäischen Union, wonach die italienische Regelung, die im 
öffentlichen Dienst die Umwandlung eines befristeten Ar­
beitsvertrages in einen unbefristeten Vertrag verbietet, recht­
mäßig ist, der nationalen Regelung über die Stabilisierung 
für prekär Beschäftigte (Art. 1 Abs. 519 des Gesetzes 
Nr. 296/2006) entgegen, wonach die unmittelbare unbefris­
tete Einstellung von Arbeitnehmern, die bereits befristet ein­
gestellt waren, in Abweichung von der Regel des öffent­
lichen Auswahlverfahrens, aber unter Ausschluss der Berück­
sichtigung des während der Zeit der befristeten Beschäfti­
gung erreichten Dienstalters zulässig war, oder fällt der vom 
nationalen Gesetzgeber vorgesehene Verlust der Dienstalters

DE C 252/22 Amtsblatt der Europäischen Union 27.8.2011



vielmehr unter die Ausnahme aus „sachlichen Gründen“, die 
in der Notwendigkeit liegen, zu vermeiden, dass die Einwei­
sung prekär Beschäftigter in eine Planstelle zum Nachteil der 
bereits auf einer Planstelle befindlichen Arbeitnehmer ge­
schieht, was der Fall wäre, wenn den prekär Beschäftigten 
das zuvor erreichte Dienstalter angerechnet würde? 

2. Steht die genannte Bestimmung in Paragraf 4 Abs. 4 des 
Anhangs der Richtlinie 1999/70/EG, wonach „[i]n Bezug auf 
bestimmte Beschäftigungsbedingungen … für befristet be­
schäftige Arbeitnehmer dieselben Betriebszugehörigkeitszei­
ten wie für Dauerbeschäftigte [gelten], es sei denn, unter­
schiedliche Betriebszugehörigkeitszeiten sind aus sachlichen 
Gründen gerechtfertigt“, in Verbindung mit Paragraf 5 in der 
bereits erfolgten Auslegung durch den Gerichtshof der Eu­
ropäischen Union, wonach die italienische Regelung, die im 
öffentlichen Dienst die Umwandlung eines befristeten Ar­
beitsvertrages in einen unbefristeten Vertrag verbietet, recht­
mäßig ist, der nationalen Regelung entgegen, die unbescha­
det des während des befristeten Arbeitsverhältnisses erreich­
ten Dienstalters bestimmt, dass ein befristeter Vertrag zu 
beenden und ein neuer unbefristeter Vertrag zu begründen 
ist, der sich vom vorhergehenden unterscheidet und bei dem 
das zuvor erreichte Dienstalter nicht berücksichtigt wird 
(Art. 1 Abs. 519 des Gesetzes Nr. 296/2006)? 

( 1 ) ABl. L 175, S. 43. 

Klage, eingereicht am 17. Juni 2011 — Europäische 
Kommission/Republik Finnland 

(Rechtssache C-309/11) 

(2011/C 252/43) 

Verfahrenssprache: Finnisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: I. 
Koskinen und L. Lozano Palacios) 

Beklagte: Republik Finnland 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Finnland dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus den Art. 306 bis 310 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ( 1 ) verstoßen hat, 
dass sie die in § 80 des Arvonlisäverolaki [Mehrwertsteuer­
gesetz] (1501/1993) enthaltene Sonderregelung für Reisebü­
ros auf den Verkauf von Reisedienstleistungen an andere 
Personen als Reisende angewandt hat, 

— der Republik Finnland die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Nach den Bestimmungen der Mehrwertsteuerrichtlinie 
2006/112/EG sei die für Reisebüros geltende Sonderregelung 
nur dann anzuwenden, wenn Reisedienstleistungen an Reisende 
verkauft würden. Dagegen verstoße es gegen die Mehrwertsteu­
errichtlinie, wenn die Republik Finnland die für Reisebüros 

geltende Sonderregelung auch auf Dienstleistungen anwende, 
die sich die Reisebüros gegenseitig oder die sie an Reisever­
anstalter erbrächten. 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Klage, eingereicht am 21. Juni 2011 — Europäische 
Kommission/Republik Polen 

(Rechtssache C-313/11) 

(2011/C 252/44) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: D. 
Bianchi und A. Szmytkowska) 

Beklagte: Republik Polen 

Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Polen dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus den Art. 16 Abs. 5, 19, 20 und 34 
der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 22. September 2003 über ge­
netisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel ( 1 ) versto­
ßen hat, dass sie die Herstellung, das Inverkehrbringen und 
die Verwendung von genetisch veränderten Futtermitteln 
und von zur Verwendung als Futtermittel/in Futtermitteln 
bestimmte genetisch veränderten Organismen für die Tier­
ernährung in Polen verboten hat; 

— der Republik Polen die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission wirft der Republik Polen vor, dadurch gegen 
ihre Verpflichtungen aus der Verordnung Nr. 1829/2003 ver­
stoßen zu haben, dass sie das nationale Futtermittelgesetz erlas­
sen hat, das die Herstellung, das Inverkehrbringen und die Ver­
wendung von genetisch veränderten Futtermitteln und von zur 
Verwendung als Futtermittel/in Futtermitteln bestimmten gene­
tisch veränderten Organismen (GVO) für die Tierernährung in 
Polen verbiete. Nach Annahme dieser Verordnung, die eine voll­
ständige Harmonisierung auf dem Gebiet der Zulassung von 
GVO-Futtermitteln auf Unionsebene herbeiführe, könne Polen 
keine Rechtsvorschriften erlassen, die das Inverkehrbringen, die 
Verwendung und die Herstellung von Erzeugnissen, die Gegen­
stand solcher Zulassungen seien, in seinem Hoheitsgebiet unter­
sagten. Im Einzelnen habe Polen gegen folgende Bestimmungen 
verstoßen: 

— Art. 16 Abs. 5 der Verordnung Nr. 1829/2003, wonach die 
Zulassung für das Inverkehrbringen, die Verwendung oder 
die Verarbeitung von zur Verwendung als Futtermittel/in 
Futtermitteln bestimmten GVO, von Futtermitteln, die 
GVO enthielten oder daraus bestünden, und von Futtermit­
teln, die aus GVO hergestellt würden, nur aus den in der 
Verordnung genannten Gründen und nach den darin fest­
gelegten Verfahren erteilt, versagt, erneuert, geändert, aus­
gesetzt oder widerrufen werden könne;
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